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I. Der Bescheid der Beklagten vom 16.06.2021 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 13.10.2021 wird aufgehoben und die Beklagte
verurteilt, der KlÃ¤gerin Krankgeld fÃ¼r den Zeitraum vom 31.05.2021 bis zum
13.06.2021 zu gewÃ¤hren.
II. Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin.
III. Die Berufung wird zugelassen.

T a t b e s t a n d
Mit der vorliegenden Klage begehrt die KlÃ¤gerin die Zahlung von Krankengeld
fÃ¼r den Zeitraum vom 31.05.2021 bis zum 13.06.2021.

Die KlÃ¤gerin war seit dem 09.02.2021 arbeitsunfÃ¤hig erkrankt. Bis einschlieÃ�lich
22.03.2021 erhielt sie Entgeltfortzahlung von ihrem Arbeitgeber, danach zahlte ihr
die Beklagte Krankengeld. Die ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung fÃ¼r den
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum ging nach der Dokumentation der Beklagten erst
am 16.06.2021 bei dieser ein.

Mit Bescheid vom 16.06.2021 teilte die Beklagte mit, dass der Krankengeldanspruch
der KlÃ¤gerin im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum ruhe. Sie begrÃ¼ndete dies
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damit, dass die ArbeitsunfÃ¤higkeit innerhalb einer Woche der Krankenkasse
bekannt gegeben werden mÃ¼sse und vorliegend die Frist Ã¼berschritten sei.

Mit Schreiben vom 24.06.2021 legte die KlÃ¤gerin hiergegen Widerspruch ein. Sie
habe die ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen
Zeitraum bereits am 01.06.2021 Ã¼ber ein Onlineportal der Beklagten
hochgeladen. Im Onlineportal kÃ¶nne man nur sehen, dass ein Dokument
hochgeladen wurde, nicht jedoch welches. Am 16.06.2021 habe sie nach
telefonischer KlÃ¤rung mit der Beklagten erfahren, dass sie versehentlich eine alte
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung hochgeladen habe.

Mit Widerspruchsbescheid vom 13.10.2021 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass die KlÃ¤gerin die
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum bis
zum 07.06.2021 hÃ¤tte einreichen mÃ¼ssen. Der Eingang sei jedoch nach Ablauf
dieser Frist erfolgt. Am 01.06.2021 habe die KlÃ¤gerin lediglich die vorherige
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung Ã¼bermittelt. Es obliege grundsÃ¤tzlich den
Versicherten, die ArbeitsunfÃ¤higkeit rechtzeitig zu melden. Die Folgen seien vom
Versicherten zu tragen, auch wenn diesen keinerlei Verschulden an dem
unterbliebenen oder nicht rechtzeitigen Zugang der Meldung bei der Krankenkasse
treffe. Die Wochenfrist ermÃ¶gliche den Krankenkassen eine zeitnahe PrÃ¼fung der
Voraussetzungen fÃ¼r den Krankengeldanspruch und mÃ¼sse daher strikt
angewendet werden; es bestehe fÃ¼r die Krankenkassen kein Ermessensspielraum.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin mit Schreiben ihrer ProzessbevollmÃ¤chtigten am
15.11.2021 Klage zum Sozialgericht Landshut erhoben.

Zur BegrÃ¼ndung hat die KlÃ¤gerin vortragen lassen, dass ein Ruhen des
Krankengeldanspruchs nicht eintrete, wenn die Ã�bermittlung der
ArbeitsunfÃ¤higkeitsdaten im elektronischen Verfahren erfolge; dies gelte seit dem
01.01.2021. Allein maÃ�geblich sei dabei, ob die Meldung im elektronischen
Verfahren erfolgen mÃ¼sste, nicht maÃ�geblich sei die Frage, ob dies technisch
bereits mÃ¶glich ist. Damit habe der Gesetzgeber gerade die Obliegenheit des
Versicherten zur Meldung der ArbeitsunfÃ¤higkeit abschaffen wollen. In der
GesetzesbegrÃ¼ndung heiÃ�e es unter anderem, dass die Obliegenheit zur
Meldung der ArbeitsunfÃ¤higkeit auf die an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
teilnehmenden Ã�rzte und Einrichtungen Ã¼bertragen werde. Dadurch werde
ausdrÃ¼cklich klargestellt, dass VerzÃ¶gerungen bei der Ã�bermittlung nicht mehr
im Einflussbereich der Versicherten liegen und diese bei einer verspÃ¤teten
Ã�bermittlung damit auch keine Rechtsfolgen zu tragen haben. Eine Obliegenheit
treffe den Versicherten nur dann, wenn der Vertragsarzt den Versicherten darauf
hingewiesen habe, dass die technischen Voraussetzungen zur Ã�bermittlung der
ArbeitsunfÃ¤higkeitsdaten noch nicht gegeben seien; die KlÃ¤gerin sei von ihrem
Arzt jedoch nicht entsprechend hingewiesen worden.
Des Weiteren hat die KlÃ¤gerin vortragen lassen, dass die fehlende
Ã�berprÃ¼fungsmÃ¶glichkeit von hochgeladenen Dokumenten im Onlineportal der
Beklagten nicht zu Ihren Lasten gehen kÃ¶nne. Vielmehr hÃ¤tte die Beklagte darauf
hinweisen mÃ¼ssen, dass erneut eine alte ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung
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hochgeladen wurde. Die Feststellung der fehlenden Ã�bermittlung liege nÃ¤mlich
ausschlieÃ�lich im Machtbereich der Beklagten. Ein Fortbestehen des
Krankengeldanspruchs ergebe sich jedenfalls aus dem sozialrechtlichen
Herstellungsanspruch.

Die KlÃ¤gerin beantragt daher,
den Bescheid der Beklagten vom 16.06.2021 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 13.10.2021 aufzuheben und die Beklagte zu
verpflichten, der KlÃ¤gerin Krankengeld auch fÃ¼r den Zeitraum vom 31.05.2021
bis zum 13.06.2021 zu bewilligen und zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Zum Vorbringen der KlÃ¤gerin hat die Beklagte erwidert, dass die technische
Infrastruktur zur elektronischen DatenÃ¼bermittlung zwischen Ã�rzten und
Krankenkassen nicht zum zunÃ¤chst vorgesehenen Zeitpunkt bereitgestellt habe
werden kÃ¶nnen; die gesetzliche Verpflichtung der Ã�rzte sei daher auf den
01.10.2021 verschoben worden. Im Ã�bergangszeitraum vom 01.01.2021 bis zum
30.09.2021 sei es den Ã�rzten mÃ¶glich gewesen, die ArbeitsunfÃ¤higkeitsdaten
sowohl elektronisch zu Ã¼bermitteln als auch wie bisher dem Versicherten in
Papierform auszuhÃ¤ndigen. Zeitliche VerzÃ¶gerungen bei der EinfÃ¼hrung des
elektronischen Verfahrens wÃ¼rden nach Auslegung des gesetzgeberischen Willens
nicht zulasten der Krankenkassen gehen. Das Bundessozialgericht habe im
Grundsatz festgestellt, dass ein Versicherter nicht darauf vertrauen kÃ¶nne, dass
ihm die Obliegenheit der fristgerechten Meldung seiner ArbeitsunfÃ¤higkeit
abgenommen werde, wenn der Arzt ihm die fÃ¼r die Krankenkasse bestimmte
Ausfertigung der ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung aushÃ¤ndige. Die
Ã�bermittlung der vorherigen ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen durch die
KlÃ¤gerin zeige zudem, dass diese sich ihrer Meldeobliegenheit auch bewusst war.
Zum Streitpunkt Onlineportal hat die Beklagte ergÃ¤nzt, dass sie keine gesetzliche
Pflicht treffe, hochgeladene Dokumente dahingehend zu prÃ¼fen, ob die
Ã�bermittlung auch tatsÃ¤chlich beabsichtigt war und zu diesem Zweck beim
Absender nachzufragen. Das Versehen der KlÃ¤gerin sei nicht dem
Verantwortungsbereich der Beklagten zuzurechnen.

Hierauf hat die KlÃ¤gerin durch ihre ProzessbevollmÃ¤chtigte erwidert, dass sich
ein spÃ¤teres Wirksamkeitsdatum weder aus den Gesetzesmaterialien noch aus
dem Gesetz ergebe. Auch nach Bekanntwerden der fehlenden
UmsetzungsmÃ¶glichkeit habe der Gesetzgeber nicht reagiert, sondern es vielmehr
bei der gesetzlichen Regelung und damit beim Wegfall der Obliegenheit fÃ¼r die
Versicherten ab dem 01.01.2021 belassen. Die Verschiebung auf den 01.10.2021
resultiere lediglich aus einer Vereinbarung zwischen der kassenÃ¤rztlichen
Bundesvereinigung und dem Bundesgesundheitsministerium. Dabei handele es sich
um eine untergesetzliche, fÃ¼r die Versicherten nicht bindende Vereinbarung.
Hinsichtlich der zitierten Rechtsprechung des Bundessozialgerichts hat die
ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin ausgefÃ¼hrt, dass sich diese nicht auf die
Fallkonstellationen nach dem 01.01.2021 Ã¼bertragen lasse: Der Regelfall sei
nunmehr die Meldung durch den Arzt; dies bedeute, dass der Versicherte sich
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grundsÃ¤tzlich auf die Meldung durch den Arzt verlassen dÃ¼rfe, auÃ�er es ergeht
ein konkreter Hinweis durch den Arzt, dass die Meldung eben nicht durch ihn
erfolgt. Dieser konkrete Hinweis sei noch nicht allein dadurch erteilt, dass der Arzt
die ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung weiterhin auf dem bisherigen Formular
ausstellt. Weiterhin entstehe auch keine Meldeobliegenheit dadurch, dass der
Versicherte ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen zunÃ¤chst selbst an die
Krankenkasse Ã¼bermittelt.

Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 31.08.2022 erklÃ¤rt, dass mit einem Urteil
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung nach Â§ 124 Abs. 2 SGG EinverstÃ¤ndnis besteht.
Die KlÃ¤gerin hat ihr EinverstÃ¤ndnis hierzu mit Schriftsatz vom 09.09.2022
erklÃ¤rt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der
Gerichtsakte sowie der beigezogenen Beklagtenakte Bezug genommen.

Â Â  Â 
E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e
Die form- und fristgemÃ¤Ã� erhobene Klage ist als kombinierte Anfechtungs- und
Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulÃ¤ssig und hat
auch in der Sache Erfolg.

I.
Das Gericht konnte vorliegend ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil
gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 SGG entscheiden, da beide Beteiligte hierzu ihr
EinverstÃ¤ndnis erklÃ¤rt hatten.

StreitgegenstÃ¤ndlich ist der Krankengeldanspruch vom 31.05.2021 bis zum
13.06.2021 (13 Zahltage, vgl. Â§ 47 Abs. 1 Satz 7 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB V)). Bei einem tÃ¤glichen Krankengeldanspruch in HÃ¶he von 43,68 Euro
ergibt sich damit ein Streitwert von insgesamt 567,84 Euro.

II.
Die Klage ist begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen
Zeitraum einen Anspruch auf Krankengeld gegenÃ¼ber der Beklagten, da die
Voraussetzungen fÃ¼r ein Ruhen des Anspruchs nicht erfÃ¼llt sind. Der Bescheid
vom 16.06.2021 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 13.10.2021 verletzt
die KlÃ¤gerin daher in ihren Rechten und war somit aufzuheben.

Nach Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5 SGB V ruht der Anspruch auf Krankengeld, solange die
ArbeitsunfÃ¤higkeit der Krankenkasse nicht gemeldet wird; dies gilt nicht, wenn die
Meldung innerhalb einer Woche nach Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit oder die
Ã�bermittlung der ArbeitsunfÃ¤higkeitsdaten im elektronischen Verfahren nach Â§
295 Abs. 1 Satz 10 SGB V erfolgt. Â§ 295 Abs. 1 Satz 10, erster Halbsatz SGB V
regelt, dass die Angaben nach dessen Satz 1 Nr. 1 [= die von den an der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung teilnehmenden Ã�rzte und Einrichtungen
festgestellten ArbeitsunfÃ¤higkeitsdaten] unter Angabe der Diagnosen sowie unter
Nutzung des sicheren Ã�bermittlungsverfahrens nach Â§ 311 Abs. 6 SGB V Ã¼ber
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die Telematikinfrastruktur unmittelbar elektronisch an die Krankenkasse zu
Ã¼bermitteln ist. Diese Neuregelung in Â§ 49 SGB V und Â§ 295 SGB V wurde mit
dem Gesetz fÃ¼r schnellere Termine und bessere Versorgung (Terminservice- und
Versorgungsgesetz â�� TSVG) vom 06.05.2019 (BGBl I 2019 Nr. 18, S. 646)
eingefÃ¼hrt und gilt ab dem 01.01.2021.

Vor diesem rechtlichen Hintergrund und nach WÃ¼rdigung aller im Klageverfahren
vorgetragenen Argumente gelangt das Gericht zu der Ã�berzeugung, dass
vorliegend die Voraussetzungen fÃ¼r ein Ruhen des Krankengeldanspruchs nicht
vorliegen. Die KlÃ¤gerin traf keine Meldeobliegenheit hinsichtlich der bei ihr im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum festgestellten ArbeitsunfÃ¤higkeit, da seit dem
01.01.2021 die Ã�bermittlung durch den feststellenden Vertragsarzt hÃ¤tte
erfolgen mÃ¼ssen.

UnschÃ¤dlich ist dabei, dass die MÃ¶glichkeit der elektronischen Ã�bermittlung
zwischen VertragsÃ¤rzten und Krankenkassen im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
tatsÃ¤chlich noch nicht zur VerfÃ¼gung stand. Wie KassKomm/Schifferdecker, 118.
EL MÃ¤rz 2022, SGB V Â§ 49 Rn. 35d konstatiert, sei die gesetzliche Neuregelung
wohl Ã¼berhastet erfolgt, da die technische Infrastruktur nicht fristgerecht zur
VerfÃ¼gung gestanden habe. Nach einer Vereinbarung zwischen KassenÃ¤rztlicher
Bundesvereinigung und dem Bundesgesundheitsministerium sollen â�� entgegen
der gesetzlichen Regelung â�� elektronische AU-Bescheinigungen erst ab Oktober
2021 verpflichtend sein â�� was angesichts der klaren gesetzlichen Regelung
irritiere. Das Gericht nimmt diese Entwicklung zur Kenntnis, schlieÃ�t sich in der
Argumentation jedoch der KlÃ¤gerin an: Die oben genannte Vereinbarung hat zwar
den tatsÃ¤chlichen Zeitpunkt der elektronischen Ã�bermittlungsmÃ¶glichkeit auf
den 01.10.2021 verschoben, auf die zum 01.01.2021 geltende Rechtslage hat die
Vereinbarung jedoch keinen Einfluss. Vielmehr hÃ¤tte das
Bundesgesundheitsministerium â�� hÃ¤tte es etwas an der Rechtslage zum
01.01.2021 Ã¤ndern wollen â�� dies auch legislativ veranlassen mÃ¼ssen.

Das bedeutet: Ab 2021 findet Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5 SGB V im Anwendungsbereich des 
Â§ 295 Abs. 1 SGB V keine Anwendung mehr, da der letzte Halbsatz der Nr. 5 eine
Ausnahme definiert. Die fehlende Meldung der ArbeitsunfÃ¤higkeit bewirkt somit
kein Ruhen des Krankengeldanspruchs mehr, wenn die Ã�bermittlung im
elektronischen Verfahren erfolgt oder erfolgen mÃ¼sste. Es kommt nicht darauf an,
ob oder wann die elektronische Meldung tatsÃ¤chlich erfolgt oder ob und wann sie
technisch erfolgen kann. MaÃ�geblich ist allein, ob der die ArbeitsunfÃ¤higkeit
attestierende Arzt gesetzlich zur elektronischen Ã�bermittlung verpflichtet ist. Der
gesetzgeberische Wille, die Meldeobliegenheit im Anwendungsbereich des Â§ 295
Abs. 1 S. 10 SGB V ganz aufzuheben, ergibt sich bereits aus der
GesetzesbegrÃ¼ndung (vgl. KassKomm/Schifferdecker, 118. EL MÃ¤rz 2022, SGB V 
Â§ 49 Rn. 36a).

Der Beklagten ist hier zuzustimmen, dass die GesetzesbegrÃ¼ndung â�� wenn
diese von VerspÃ¤tungen ab dem 01.01.2021 spricht â�� nicht VerspÃ¤tungen bei
der EinfÃ¼hrung des elektronischen Verfahrens meinen dÃ¼rfte, sondern
VerspÃ¤tungen bei der Ã�bermittlung der festgestellten ArbeitsunfÃ¤higkeitsdaten,
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nachdem ein elektronisches Ã�bermittlungsverfahren tatsÃ¤chlich zur VerfÃ¼gung
steht. Nichtsdestotrotz erkennt das Gericht aus der GesetzesbegrÃ¼ndung den
klaren Willen des Gesetzgebers, dass die Meldeobliegenheit des Versicherten
bereits mit Inkrafttreten der Neuregelung wegfallen sollte. So fÃ¼hrt die
GesetzesbegrÃ¼ndung zur Ã�nderung in Â§ 295 SGB V aus, die Regelung stelle
klar, dass ab dem 01.01.2021 die Pflicht zur Ã�bermittlung der
ArbeitsunfÃ¤higkeitsdaten unter Angabe der Diagnosen den an der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung teilnehmenden Ã�rzten und Einrichtungen obliege
(BT-Drucksache 19/6337, S. 146). Der Gesetzgeber bringt damit nach Ansicht des
Gerichts zum Ausdruck, dass er die Neuregelung mit allen Rechtsfolgen zum
01.01.2021 scharf gestellt haben wollte. Eine entsprechende Anpassung nach
Bekanntwerden der VerzÃ¶gerungen bei der EinfÃ¼hrung der elektronischen
Ã�bermittlung erfolgte gerade nicht mehr.

Soweit die MÃ¶glichkeit gesehen wird, dass der Gesetzeswortlaut des Â§ 49 Abs. 1
Nr. 5 SGB V (â��erfolgtâ��) eine Auslegung der Norm dahingehend zulÃ¤sst, auf
den tatsÃ¤chlichen Eingang einer Meldung bei der Krankenkasse abzustellen (vgl.
auch hierzu KassKomm/Schifferdecker, 118. EL MÃ¤rz 2022, SGB V Â§ 49 Rn. 36a),
so ist dem entgegenzuhalten, dass sowohl das systematische Zusammenspiel mit 
Â§ 295 Abs. 1 Satz 10 SGB V (vgl. hier den Wortlaut â��sindâ�¦zu Ã¼bermittelnâ��)
als auch der oben ausgefÃ¼hrte gesetzgeberische Wille gegen eine derartige eng
am Wortlaut orientierte Auslegung sprechen. Vielmehr kann Â§ 45 Abs. 1 Nr. 5 SGB
V nach Ansicht des Gerichts im Hinblick auf Systematik und Gesetzesmaterialien
nur so verstanden werden, dass es im Anwendungsbereich des Â§ 295 Abs. 1 Nr. 10
SGB V auf eine tatsÃ¤chliche Meldung durch den die ArbeitsunfÃ¤higkeit
feststellenden Vertragsarzt nicht ankommt. Anderenfalls wÃ¼rde â�� auch bei
Bestehen einer elektronischen Ã�bermittlungsmÃ¶glichkeit â�� die Frage, ob das
Ruhen des Krankengeldanspruchs eintritt, immer von einer tatsÃ¤chlichen Meldung
durch den die ArbeitsunfÃ¤higkeit feststellenden Vertragsarzt abhÃ¤ngen und das
Ã�bermittlungsrisiko trotz Verpflichtung der an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
teilnehmenden Ã�rzte und Einrichtungen wiederum auf die Versicherten
Ã¼bertragen. Im Hinblick auf die Verpflichtung der die ArbeitsunfÃ¤higkeit
feststellenden VertragsÃ¤rzte, die ab dem 01.01.2021 gilt, ist Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5
SGB V in Bezug auf die Alternative der Ã�bermittlung der ArbeitsunfÃ¤higkeitsdaten
im elektronischen Verfahren nach Â§ 295 Abs. 1 Satz 10 SGB V richtigerweise mit
einem â��erfolgt oder erfolgen mÃ¼ssteâ�� zu lesen.

Soweit vorgetragen wird, dass die KlÃ¤gerin sich nicht auf den Wegfall ihrer
Meldeobliegenheit berufen kÃ¶nne, da sie zuvor
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen eingereicht habe, Ã¼berzeugt dies das
Gericht nicht. Bei jeder neu ausgestellten ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung ist zu
prÃ¼fen, ob die Voraussetzungen fÃ¼r einen Krankengeldanspruch weiter
vorliegen oder ob u.a. ein Ruhenstatbestand eingetreten ist. Die beiden
MÃ¶glichkeiten zur Vermeidung des Ruhens in Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5, zweiter Halbsatz
SGB V sind ausdrÃ¼cklich als Alternativen ausgestaltet, von denen bei jeder
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung Gebrauch gemacht werden kann. DafÃ¼r, dass
ein Versicherter sich einer Alternative begibt, wenn er zuvor ausschlieÃ�lich nach
der anderen Alternative gehandelt hat, besteht nach Ansicht des Gerichts keine
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Ã¼berzeugende BegrÃ¼ndung. Auch das mÃ¶gliche Bewusstsein einer
Meldeobliegenheit bei der KlÃ¤gerin Ã¤ndert hieran nichts, da eine
Meldeobliegenheit in konsequenter Anwendung der neuen Rechtslage ab dem
01.01.2021 im Anwendungsbereich des Â§ 295 Abs. 1 SGB V gar nicht mehr
existiert.

Auch der Umstand, dass der die ArbeitsunfÃ¤higkeit feststellende Vertragsarzt der
KlÃ¤gerin die Bescheinigung zur Vorlage bei der Krankenkasse in Papier
ausgehÃ¤ndigt hat, ist zur Ã�berzeugung des Gerichts unschÃ¤dlich. Da fÃ¼r den
Versicherten nicht ersichtlich ist, ob der behandelnde Arzt technisch schon in der
Lage ist, die ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung elektronisch zu Ã¼bermitteln,
besteht die Meldeobliegenheit im vertragsÃ¤rztlichen Bereich nur, wenn der
behandelnde Arzt den Versicherten auf das â�� der Gesetzeslage widersprechende
â�� Fehlen der technischen Ã�bermittlungsmÃ¶glichkeit hinweist
(KassKomm/Schifferdecker, 118. EL MÃ¤rz 2022, SGB V Â§ 49 Rn. 36b). Ein
derartiger Hinweis ist nicht erfolgt bzw. kann nicht nachgewiesen werden und kann
auch nicht konkludent in der AushÃ¤ndigung der Papierbescheinigung zur Vorlage
bei der Krankenkasse gesehen werden. Denn weiterhin dÃ¼rfte die AushÃ¤ndigung
von Papierbescheinigungen fÃ¼r Dokumentationszwecke der Patienten Ã¼blich
bleiben. Die AushÃ¤ndigung der Papierbescheinigung zur Vorlage bei der
Krankenkasse folgt ebenfalls einem (noch) Ã¼blichen Prozedere in
Vertragsarztpraxen und kann vor dem Hintergrund der weiterhin mÃ¶glichen
Alternative in Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5 SGB V (Meldung durch den Versicherten) nicht zum
Nachteil der Versicherten gereichen.

Nach alldem kommt das Gericht zu dem Ergebnis, dass die KlÃ¤gerin keine
Meldeobliegenheit hinsichtlich der ihr Ã¼berreichten
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
getroffen hat und somit die Voraussetzungen fÃ¼r ein Ruhen des
Krankengeldanspruchs nicht vorliegen. Auf die Frage, ob sich die Beklagte eine
fehlende Ã�berprÃ¼fungsmÃ¶glichkeit von hochgeladenen Dokumenten in ihrem
Onlineportal anrechnen lassen muss, kommt es daher vorliegend nicht mehr an.Â 

III.
Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§Â§ 183, 193 SGG.

Da der Wert des Beschwerdegegenstands 750 Euro nicht Ã¼bersteigt, bedarf die
Berufung der Zulassung (Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG). GemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs. 2
Nr. 1 SGG ist die Berufung zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsÃ¤tzliche
Bedeutung hat. Die grundsÃ¤tzliche Bedeutung wird seitens des Gerichts bejaht, da
das Urteil im Wesentlichen auf der Anwendung einer neuen, ab dem 01.01.2021
geltenden Rechtslage beruht, deren Auswirkungen in Einzelfragen nicht
obergerichtlich geklÃ¤rt ist.

Â 

Rechtsmittelbelehrung
Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden.
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Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils beim Bayer.
Landessozialgericht, LudwigstraÃ�e 15, 80539 MÃ¼nchen, oder bei der Zweigstelle
des Bayer. Landessozialgerichts, Rusterberg 2, 97421 Schweinfurt, schriftlich oder
zu Protokoll des Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle oder beim Bayer.
Landessozialgericht in elektronischer Form einzulegen. RechtsanwÃ¤lte, BehÃ¶rden
oder juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihnen zur
ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse mÃ¼ssen
die Berufung als elektronisches Dokument Ã¼bermitteln (Â§ 65d Satz 1
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG). Gleiches gilt fÃ¼r die nach dem
Sozialgerichtsgesetz vertretungsberechtigten Personen, fÃ¼r die ein sicherer
Ã�bermittlungsweg nach Â§ 65a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGG zur VerfÃ¼gung steht (Â§
65d Satz 2 SGG).
Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Frist beim
Sozialgericht Landshut, Seligenthaler StraÃ�e 10, 84034 Landshut, schriftlich oder
zu Protokoll des Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle oder beim Sozialgericht
Landshut in elektronischer Form eingelegt wird.
Die elektronische Form wird durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und
â�� von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder
â�� von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Ã�bermittlungsweg gemÃ¤Ã� Â§ 65a Abs. 4 SGG eingereicht wird.
Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und
Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung â�� ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung.
Die Berufungsschrift soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen bestimmten
Antrag enthalten und die zur BegrÃ¼ndung der Berufung dienenden Tatsachen und
Beweismittel angeben.
Der Berufungsschrift und allen folgenden SchriftsÃ¤tzen sollen Abschriften fÃ¼r die
Ã¼brigen Beteiligten beigefÃ¼gt werden; dies gilt nicht im Rahmen des
elektronischen Rechtsverkehrs.

Â 

Â 

Â 

Erstellt am: 16.09.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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